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Erich Wulff

Zu den »Thesen zur Abschaffung und Überwindung
der Psychiatrie« der Grünen

Die von der Bundesarbeitsgemeinschaft Soziales und Gesundheit der Grü-
nen am 1./2. Dezember 1984 verabschiedeten Thesen haben bei den Re-
form-Psychiatern in unserem Lande viel Staub aufgewirbelt; die konserva-
tive Psychiatrie hat sie, wie zu erwarten, kaum zur Kenntnis genommen.

Die Polemik der Grünen gegen die Psychiatrie läßt sich, sicher vergrö-
bernd, in folgenden Punkten resümieren:
1. Psychiatrie macht individuelle, subjektive Pobleme zu Fällen nosolo-

gisch klassifizierbarer Krankheiten und schafft damit »Strukturen, in
denen Einzelschicksale sich verflüchtigen zu Bildern abstrakter Zustän-
de«,

2~ die Psychiatrie verwandelt soziales Elend in den Mythos psychischer
Krankheit,

3, die Psychiatrie schafft im Auftrage des Staates ein immer flexibler und
kompletter werdendes System »des Abschiebens, des Hin- und Her-
schiebens, der Selektion«,

4. dieses System »hat an Gefährlichkeit zugenommen, weil es als Früh-
warnsystem von Krisen funktioniert, ohne daß es dabei frühzeitig
hilft«. Es hat die Entstehung neuer »Lager« - der Pflegeheime - be-
günstigt.

5. Die psychiatrischen Reformen sind im wesentlichen deshalb gescheitert,
weil sie »den Aufbau sozial psychiatrischer Institutionen nie funktional
mit dem Abbau der Anstaltspsychiatrie verbinden« konnte.

6. Statt der Befreiung der Irren und ihrer Einbeziehung in die Verantwort-
lichkeit, für die notwendigen Hilfseinrichtungen hat die Reform-Psy-
chiatrie immer nur eine bessere Versorgung und damit eine zunehmen-
de Passivierung der Krankem im Auge gehabt.
Die meisten dieser allgemeinen Thesen der Grünen erfassen wesentliche

Züge der heutigen psychiatrischen Wirklichkeit in der BRD. Dadurch, daß
sie ihren Geltungsanspruch auf den gesamten Bereich des psychischen Lei-
dens und auf nahezu den gesamten Bereich psychiatrischer Hilfseinrich-
tungen ausdehnen, bleibt die notwendige Differenzierung jedoch auf der
Strecke. Nicht alles psychische Leiden ist unmittelbarer Ausfluß materiel-
ler Not oder sozialen Elends. Zwar greifen die gesellschaftlichen Verhält-
nisse auch in privat entstandenes und aufreèht erhaltenes seelisches Leiden
von Anfang an artikulierend ein. Ihre Umstülpung würde dieses Leiden
aber nicht einfach beseitigen, sondern aller Wahrscheinlichkeit nach nur
umartikulieren. Und ebenso lassen sich nicht alle Einrichtungen der Hilfe,
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die aus der Reform-Psychiatrie heraus entstanden sind, schlichtweg als Teil
eines Systems der Abschiebung definieren. Tausende von psychisch Kran-
ken leben heute tatsächlich in eigener Wohnung, allein oder in Gemein-
schaft mit anderen. Sozialpsychiatrische Dienste kontrollieren nicht nur
und warnen, sondern sie helfen auch mit, die Möglichkeiten für ein eigen-
ständiges Leben zu finden. Manche Pflegeheime sind tatsächlich neue La-
ger (der Skandal um das Sozialwerk St. Georg im Ruhrgebiet hat dies deut-
lich genug belegt). Andere erlauben, bei Gewährung elementarer Versor-
gungsleistungen, ein sehr weitgehendes Maß an Selbstbestimmung der In-
sassen. Wer die deutsche Anstaltspsychiatrie in den Jahren nach 1945 er-
lebt hat, wird die Fortschritte, die auch hinsichtlich eines selbstbestimmten
Lebens der Kranken hier erreicht worden sind, nicht gering schätzen kön-
nen. Dennoch bleibt die These der Grünen richtig, daß alle reform-psy-
chiatrischen Neueinrichtungen in Gefahr sind, eine ParallelkIientel zu re-
krutieren und gerade nicht für entlassungs fähige Anstaltsinsassen zur Ver-
fügung zu stehen, wenn ihr Aufbau nicht mit dem Abbau der Anstaltspsy-
chiatrie verbunden werden kann.

Ein zweites Problem im Papier liegt darin, daß seine leitenden Perspekti-
ven so etwas wie eine Quadratur des Kreises versuchen: Einmal wird psychi-
sches Elend als privat und individuell - gegenüber der nosologischen Ab-
straktion als »Fall« gekennzeichnet. Auf der anderen Seite wird gleichzeitig
die Individualisierung sozialen Elends in psychische Krankheit als Mythos
kritisiert. Hier sollte nicht verkannt werden, daß die Thesen der Grünen
kein wissenschaftliches, sondern ein politisches Papier sind: in dieser Partei
stehen Flügel, die das Schwergewicht auf Autonomie und Selbstbestim-
mung setzen, denen gegenüber, die Individuelles und Subjektives im we-
sentlichen in den gesellschaftlichen Verhältnissen begründet sehen. In dem
ersten Teil der Thesen sind beide Aspekte zu Worte gekommen, ohne daß
ihr Verhältnis zueinander einer kritischen Analyse unterzogen worden ist.

Problematischer als all dies ist jedoch die Tatsache, daß die Grünen sich
an der SZal"zschen These, psychische Krankheit sei als solche ein Mythos,
festgebissen haben. Wie die Fälle geistiger Behinderungen aufgrund orga-
nischer Hirnschädigungen es zeigen, aber auch die zumindest hirnorga-
nisch unterlegten Verwirrtheitszustände im hohen Lebensalter, ja, alle so-
genannten exogenen Psychosen, gibt es seelisches Leiden und seelische Be-
hinderung auf der Grundlage von körperlicher Krankheit und körperlicher
Beeinträchtigung. Aber auch dort, wo Krankheitsursachen bisher nicht ge-
nau festgemacht werden konnten, wie beispielsweise bei den großen Psy-
chosen, Schizophrenie und Zyklothymie, wie auch bei vielen neurotischen
Störungen werden innere Zwänge sichtbar, die im Rückgriff auf bestimm-
te, durchaus monotone und uniforme Mechanismen der Informations-
und Erlebnisverarbeitung bestehen. Dazu gehört der Wahn, dazu gehören
Sinnestäuschung, dazu gehören Zerfahrenheit, Ideen flucht , Denkhem-
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mung usw. Ebenso werden - zumindest auf der phänomenalen Ebene nur
in den Individuen festzumachende - Defizite sichtbar, mit einem be-
stimmten Ausmaß oder einer bestimmten Qualität von belastenden Situa-
tionen fertig zu werden. Die Einengung der strategischen Möglichkeiten,
mit Belastungen umgehen zu können; aber auch die erhöhte Verletzlichkeit
solchen Belastungen gegenüber lassen sich typisieren und klassifizieren, Sie
sind einer vereinheitlichenden, - und damit zu einem Teil sicher auch ab-
strahierenden - Beschreibung zugänglich. Auf alle Fälle läßt sich dies
Charakteristische an Mechanismen und an Verletzlichkeit, was so sichtbar
wird, weder einfach als unmittelbare Auswirkung sozialer Verhältnisse be-
greifen, noch als subjektives, für das einzelne Individuum unverwechsel-
bar charakteristisches Problem formulieren. Natürlich genügt der somati-
sche Krankheitsbegriff der Psychiatrie nicht, um diesen Bereich auch nur
einigermaßen zureichend zu umgreifen. Dennoch besteht für mich kein
Zweifel daran, daß es neben dem soziokulturellen und politischen Feld und
der Domäne individueller Selbstbestimmtheit einen Bereich der Ausgelie-
fertheit an psychische Mechanismen gibt, dies sicherlich bei jedem, auch
bei den sogenannten Gesunden. Erreicht diese Ausgeliefertheit ein Aus-
maß, das selbst bestimmte Entscheidungen ebenso unmöglich macht wie ei-
ne Einordnung in die gesellschaftlichen Erwartungen, dann kann Hilfe
vonnöten sein, um sich aus der Ausgeliefertheit an solche Mechanismen zu
befreien. Kurz: meiner Meinung nach gibt es ein eigenständiges Feld für
ärztlich-psychiatrische Tätigkeit.

Ich meine jedoch, daß die Grünen es gar nicht nötig gahabt hätten, sich
mit dem Labeling-Ansatz Szaszs so weitgehend zu identifizieren. Denn
psychisches Leiden, auch in seiner anonymen, eingeengten, uniformen
Mechanismen ausgelieferten Form ist ja nicht einfach »da«, Das gilt auch
für psychische Andersartigkeit, die mit subjektivem Leiden kaum oder gar
nicht verbunden ist. Man kann einen Menschen, der halluziniert, der
wähnt, zum Irren erklären, ausgrenzen, seine Gefährlichkeit betonen, und
ihn schließlich in eine Anstalt einsperren. Man kann ihn aber auch in seiner
Andersartigkeit akzeptieren, und ihm die materielle Hilfe zukommen las-
sen, die er-braucht, um in seiner Andersartigkeit weiterzuleben, Um die Di-
mension hier noch deutlicher zu machen: sowohl ein Milliardär, als auch
ein despotischer Herrscher, können es sich leisten, viel verrückter zu sein
als ein kleiner Angestellter. Ob ein Mensch, der einengenden psychischen
Mechanismen ausgeliefert ist, in der Gemeinschaft leben kann, hängt vom
Platz ab, den ihm diese Gemeinschaft einräumt. Auch hier gibt es sicher-
lich Grenzen. Aber wenn die Grünen, unabhängig davon, ob psychische
Krankheit ein Mythos ist oder nicht, sich darauf beschränkt hätten, ein Le-
bensrecht für psychische Andersartigkeit zu fordern - ob diese nun als
krankhaft klassifiziert wird oder nicht - so hätten sie der Psychiatrie einen
großen Dienst erwiesen. Und noch mehr denjenigen der psychisch Kran-
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ken, die die Psychiater selber als »unheilbar« aufgegeben haben.
Aber wie bei den meisten generalisierenden Stellungnahmen, ist auch

diese noch zuwenig differenziert. Psychisches Leiden und psychisches Lei-
den sind nicht dasselbe; psychische Andersartigkeit und psychische An-
dersartigkeit auch nicht. Es besteht ein Unterschied zwischen einem seit 20
Jahren in hebephrener Zerspieltheit lebenden Menschen, dem der »krank-
hafte« Mechanismus schon Teil seines eigenen Wesens geworden ist, zwi-
schen einem chronisch Wahnkranken, dessen ganzes bisheriges Leben,
über Jahre, es mitgebracht hat, daß sein Wahn für seine seelische Ökono-,
mie unverzichtbar geworden ist, auf der einen Seite, und beispielsweise ei-
nem akuten, paranoid-halluzinatorischen Einbruch oder einer manischen
Phase auf der anderen. In den beiden ersteren Fällen lassen sich »Mensch«
und »Krankheit« nicht mehr klar voneinander unterscheiden. Sie sind zu
so etwas wie einer Einheit ihres Wesens verschmolzen. In den beiden letzt-
genannten Fällen läßt beides sich noch trennen. Und jeder, der manische
Patienten, die dabei waren, sich finanziell und gesellschaftlich zu ruinie-
ren, davon, wenn nötig auch mit Gewalt, abgehalten hat, weill, daß viele
von ihnen danach dafür dankbar waren.

Auch solche Feststellungen sind wahrscheinlich noch nicht ganz das letz-
te Wort. Denn trotz dieser Dankbarkeit bleiben eng mit dem eigenen We-
sen, mit dem Zentrum der eigenen Bedürfnisse verknüpfte Fäden zu den
vergangenen Phasen manischer Wunscherfüllungen auch bei den Genese-
nen bestehen, auch bei jenen, die in der Bilanz froh darüber sind, daß man
sie am Ausleben dieser Wünsche gehindert hat. Was zwischen dem Psy-
chiater und seinem Patienten in solchen Situationen vorgehen muß, ist,
daß der Psychiater sich ein Bild über den Platz zu machen hat, den psycho-
tische Lebenserscheinungen in der Persönlichkeit eines Menschen haben.
Und daß der Kranke dann in der Lage ist, zumindest nach dem Abklingen
seiner Psychose, dieser Einschätzung in den wesentlichen Grundzügen zu-
zustimmen, ihr zu widersprechen, jedenfalls aber sich mit ihr auseinander-
zusetzen.

So meine ich, ist auf beidem zu bestehen: auf dem Lebensrecht derjeni-
gen, deren Person und deren »Krankheit« zu einer untrennbaren Einheit
geworden sind, und auf dem Therapieren jener, wo die Krankheit und die
psychotische Andersartigkeit eine Episode, eine Form der Gratifikation
unter dem ihnen möglichen Niveau an Freude, aber auch an Selbstverwirk -
lichung geblieben ist.

Sicher haben die Grünen politisch recht, sich in erster Linie gegen unan-
gemessene Zwangstherapie zu wenden. Zumindest seit der Einführung des
Elektroschocks und der Insulinkur, und noch mehr seit derjenigen der
Psychopharmaka, hat die Psychatrie im ganzen eher zuviel als zuwenig be-
handelt. Oder, genauer gesagt, sie hat die therapeutischen Mittel zur »Nor-
malisierung« und nicht zur Befreiung der Kranken verwendet. Wer aber,
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besonders in der heutigen Krise, sein Ohr für die Stimmen der Konservati-
ven, der Rechten, sensibilisiert, hört auch heraus, daß hier vielleicht eine
neue Aera im Kommen ist: .eine Politik, die bei besonders gravierenden,
sozial konkret störenden Fällen (nicht mehr bei denjenigen, die nur symbo-
lisch Furcht einjagen), weiterhin zur Einsperrung schreitet, in den anderen
aus Kostengrunden jedoch auf jegliche Therapie verzichtet: und dies unter
der Etikette der Entscheidungsfreiheit des Kranken. Ich meine, daß nichts
anderes übrig bleibt, als hier in zwei Richtungen gleichzeitig zu kämpfen.

Um es noch einmal genauer zu sagen: das politische Thema der Grünen
sollte nicht die Frage sein, ob es psychische Krankheit gibt oder nicht; es
sollte vielmehr die politisch-gesellschaftliche Artikulation psychischen Lei-
dens sein, ganz gleich, welches nun seine Ursachen seien.

Aber vielleicht noch gravierender ist ein anderer blinder Fleck im Papier
der Grünen. Ich meine damit den Versuch der Rechten, den Begriffpsychi-
scher Behinderung (gleichzeitig allerdings auch denjenigen charakterlicher
Minderwertigkeit) - mehr oder weniger grenzenlos auszuweiten. Und
zwar auszuweiten auf all diejenigen Menschen, die der Verwertungsprozeß
des Kapitals nicht mehr verwenden kann. Es besteht mämlich die Neigung,
das Millionenheer der arbeitslos Gewordenen entweder als charakterlich
minderwertig (arbeitsscheu, anpassugsunfähig, usw.) auszugeben, oder
aber als psychisch und intellektuell nicht genügend leistungsfähig, um den
angeblich steigenden Anforderungen im Rahmen der zunehmenden Auto-
matisierung der Arbeitsplätze zu entsprechen. Hier liegt ein weites Feld, wo
die Psychiatrie sich sehr leicht mißbrauchen lassen kann - und tatsächlich
auch mißbraucht wird. Was vor sich geht, ist ein epochaler Prozeß der
Ausgrenzung von tätiger Teilhabe am gesellschaftlichen Lebensprozeß. Er
bedarf einer ideologischen Vernebelung, um von der Mehrheit der Bevöl-
kerung akzeptiert werden zu können. Dies ist der Ort, wo totale Verweige-
rung der Psychiatrie am Platze ist. Natürlich produziert diese Ausgrenzug
dann auch ihre individuellen psychischen Leiden. Und die vorhin geforder-
te Verweigerung darf nicht dazu führen, sich der Hilfe für jene Leiden zu
versagen. Was aber verhindert werden muß, ist der Versuch, die für den
Arbeitsprozeß unnötig Gewordenen als psychisch Minderwertige so an den
Rand der Gesellschaft zu drängen, daß eines Tages, wie seinerzeit für die
Juden und für die Zigeuner, aber auch für psychisch Kranke im engeren
Sinne, ihre Eliminierung denkbar wird. Statt also sich auf die angeborenen
Sünden und Laster in der Psychiatrie, die sie von jeher hatte, festzubeißen,
hätten die Grünen wohl daran getan, diesen neuen epochalen Prozeß der
Marginalisierung in ihrem Papier näher ins Auge zu fassen, einschließlich
der Rolle, die der Psychiatrie dabei zugedacht ist.

Aus einer solchen Sicht hätten auch die »grünen Perspektiven« anders
ausfallen müssen. Völlig richtig steht an erster Stelle der Forderungen die
Schließung der Irrenhäuser. Ich kann auch dem Kommentar dazu beistim-
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men, daß ohne Schließung der Anstalten alle noch so gut gemeinten Alter-
nativen nur Beiträge zur Verdoppelung der Psychiatrie seien. An zweiter
Stelle hätte dann aber die Forderung nach einer ganzen Palette von alter-
nativen Einrichtungen stehen müssen. Dazu gehören - anders als die Grü-
nen es formulieren - auch psychiatrische Abteilungen an Allgemeinkran-
kenhäusern. Wie groß die zu sein haben, darüber kann man streiten. Weg-
laufhäuser, Kommunikationszentren in Stadtteilen, Kriseninterventions-
zentren mit Krisenbetten, kooperative Arbeitsmöglichkeiten, all dies wird
von den Grünen zurecht erwähnt, aber zu unrecht an das Ende ihres For-
derungskataloges gesetzt. Das gleiche gilt für Wohngemeinschaften, be-
schützte Einzelwohnungen usw. Auch die Kommunalisierung der Mittel
für psychiatrische Angebote ist eine notwendige Forderung. Dabei hätte
aber betont werden müssen, daß diese Mittel unabhängig von jeglicher
dysfunktioneller Bindung, je nach den örtlichen Erfordernissen, auch aus-
gegeben werden können. Ferner hätte in den Forderungskatalog auch die
Forderung nach psychotherapeutischen Angeboten gehört.

Ich vermisse im dem Forderungskatalog der Grünen auch, daß die Be-
triebe gezwungen werden sollten, geeignete Arbeitsplätze für psychisch
Kranke zu schaffen und, wenn sie dies nicht tun, erhebliche höhere Aus-
gleichszahlungen als bisher zu leisten. Gut zu den Grünen hätte auch die
Forderung gepaßt, einen großen Teil dieser Ausgleichszahlungen für die
Finanzierung kooperativer Arbeitsangebote zur Verfügung zu stellen.
Schließlich fmdet sich in den Forderungen kein Wort darüber, daß der Ab-
bau von Sozialleistungen für psychisch Kranke rückgängig gemacht wer-
den muß. Ich denke hier vor allem an die freien Fahrtmöglichkeiten für
schwerbehinderte psychisch Kranke, deren Abschaffung sämtliche Kom-
munikationsmöglichkeiten ungleich erschwert hat usw.

Die Forderung, daß psychiatrischen Patienten und Patientinnen Men-
schen- und Bürgerrechte zu garantierren sind, ist in der abstrakten Form
eine Selbstverständlichkeit. Auch daß auf Verhaltensänderung abzielende
Menschenversuche, Lobotomien, oder auch stereotaktische Operationen
im Bereich der Psychiatrie untersagt werden sollten, versteht sich meiner
Meinung nach von selbst. In den Verbotskatalog aber Elektoschockbe-
handlungen einzuführen, sowie das Verbot jeglicher Zwangsbehandlun-
gen mit Psychopharmaka, ist ein Unding. Elektoschockbehandlungen ha-
ben immer noch, wenn auch eine sehr schmale, berechtigte, zum Teil sogar
lebensrettende Indikation. Aus der Tatsache, daß sie über Jahrzehnte zur
Disziplinierung mißbraucht worden sind, läßt sich die Forderung nach ih-
rer totalen Abschaffung nicht ableiten. Im übrigen ist es durchaus die Fra-
ge, ob langjährige Behandlungen mit Psychopharmaka weniger harmlos
sind als wenige Elekroschockbehandlungen.

Zur Zwangsbehandlung hatte ich einleitend, meine ich, schon das nötige
gesagt. Daß diese Zwangsbehandlung genauer zu regeln ist, möglicherwei-
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se auch in Form eines »psychiatrischen Testamentes«, wie die Grünen es
vorschlagen, erscheint mir einleuchtend. Sie völlig zu verbieten würde
aber, meiner Meinung nach, elementare Rechte der Persönlichkeit - und
zwar derjenigen Persönlichkeitsanteile, die sich nicht mit dem momenta-
nen psychischen Zustand eines Menschen identifizieren lassen - verletzen.

So läßt sich im ganzen sagen, daß das Papier der Grünen eine noch un-
ausgegorene Mischung aus berechtigten Forderungen, ideologischen Ver-
drehungen, und Dilettantismus ist. Die Grünen wären gut beraten, wenn
sie dies Paper zurückzögen und dafür ein anderes formulierten, das ihrem
eigenen politischen Anspruch besser gerecht wird.

Hans Luger

Zwischen drinnen und draußen -
Vorschläge zur Neuansiedlung psychosozialer Dienste

In diesem Beitrag plädiere ich für die Um- und Neuansiedlung psychoso-
zialer Einrichtungen. Als Siedlungsgebiet schlage ich vor den vorerst noch
schmalen Raum zwischen zwei Gefahrenbereichen: der bürokratischen
Verkrustung und Entfremdung im Innern des sozialpsychiatrischen Ver-
sorgungssystems auf der einen und der Bedeutungslosigkeit außerhalb die-
ses Systems, nett, mit sauberen Händen zwar, aber ohne Einfluß, auf der
anderen Seite.

In den letzten 15 Jahren schien dort, wo in Deutschland über das Elend
der Psychiatrie nachgedacht wurde, die Frage lange Zeit klar entschieden:

Wer die Psychiatrie, je nach Gusto, abschaffen, überwinden oder hu-
maner gestalten wollte, mußte sich auf den langen Marsch in die Institutio-
nen begeben. Es galt, in mühseliger Millimeterarbeit die großen Anstalten
zu verkleinern, gemeindenahe Einrichtungen zu fordern, sie durchzuset-
zen, modellhaft zu erproben und begleitend zu erforschen. Neben einer
aufreibenden 4O-Stunden-Woche hieß es, sich durch Gremien zu sitzen,
Verbandsarbeit zu betreiben und politischen Einfluß zu erkämpfen - im-
mer in Gefahr, die ursprünglich weitergehenden Ziele hinter dem jeweils
gerade noch Machbaren aus den Augen zu verlieren, mit unbefriedigenden
Kompromissen einzurosten. Sozial eingestellte psychiatrisch Tätige riskier-
ten, um der Chance willen, das Menschenmögliche an Verbesserungen zu
erreichen, selbst zum Täter zu werden, zu fixieren, zu spritzen, zu befrie-
den, zwangseinzuweisen, bevor ein Schlimmerer, ein Reaktionär das tat.
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